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Dieses Papier gibt den Arbeitsstand der FUSS – Diskussion zum Projekt „Verkehrsrecht auf die Füße stellen“ im November 2019 wieder, redaktionell erstellt von Roland Stimpel. 
Zunächst vielen Dank an alle Beteiligten der Diskussion: Christian Fröhn, Susanne Jallow, Peter Klemt, Gabriele Köpke, Stefan Lieb, Matthias Medicus, Andrea Rau, Katalin Saary, Angelika Schlansky, Markus Schmidt, Arndt Schwab, Bernhard Seckinger, Bernd Sluka, Simon Stolz, Peter Struben, Sonja Tesch, Andreas Vondung, Ursula Walther
Ihre Statements bezogen sich auf die im September publizierte Erstfassung des Textes. Teilweise sind die Positionen konträr. Hier sind unterschiedliche Vorschläge und Meinungen in der Regel 1 zu 1 übernommen und gekennzeichnet mit „Diskussionsbedarf“, „Alternativvorschlag“, „Zusatzvorschlag oder ähnlich. Den Diskussionsbedarf zeigen die Punkte 1 bis 13. Ihr Gliederung (nicht ihr Wortlaut) ist hier identisch mit der Gliederung im Beitrag „Straßen-Regeln auf die Füße gestellt“ in mobilogisch 4-2019.
Weitere Statements enthielten Korrekturen, Ergänzungen und Erweiterungen des Themas, zu denen es keine Gegenpositionen gab. Diese sind entweder in den Text der Erstfassung eingearbeitet oder als eigene Punkte aufgeführt (hier Punkte 14 – 26) 
Alle Teilnehmenden bitte ich um Verständnis, dass die Namen nicht explizit unten genannt sind. Dem hätten alle zustimmen müssen und es wäre teils schwierig geworden, bestimmte Textstellen bestimmten Menschen zuzuordnen. Wer wissen will, von wem ein bestimmter Text ist: bitte roland.stimpel@fuss-ev.de fragen

Einzelthemen
1. Wer darf noch auf Gehwege?
Problem: Bisher ist das Exklusivrecht der Fußgänger auf den Gehweg lediglich negativ definiert (§ 2 Abs.1 StVO: „Fahrzeuge müssen die Fahrbahn benutzen.“) 	
Lösung: Positiv-Formulierung klärt und stärkt die Priorität, sinngemäß: „Gehwege dienen dem Fußverkehr und dürfen nicht befahren werden. Ausnahmen: „Krankenfahrstühle, Kinder bis 10 Jahren auf Fahrrädern, ggf. motorlose Tretroller und andere motorlose Kleinstfahrzeuge sowie auf Gehweg-Überfahrten. Fußgänger haben stets Vorrang, gefahren werden darf nur im Schritttempo. 
Diskussionsbedarf: Was sagen wir zu lenker- und motorlosen Kleinstfahrzeugen: Tretrollern, Skateboards, Surfboards usw.? 
Pro-Standpunkt: Sie sind harmlos, gut beherrscht und tun nix
Kontra-Standpunkt: einem 100-Kilo-Surfer bergab in Stuttgart möchte man nicht begegnen
Mögliche Regel: Sie müssen jederzeit anhalten können, wo ein Fußgänger ist oder auftauchen könnten (z.B. aus Haustüren).
Hinweis: Abstellen und Parken am Fahrbahnrand und auf Gehwegen siehe 9.

2. Gehweg-Benutzungspflicht	
Problem: Heute schreibt § 25 Abs.1 StVO: „Wer zu Fuß geht, muss die Gehwege benutzen.“ Das gilt auch, wenn sie schmal, schadhaft, unbeleuchtet, schmutzig und vereist sind. 
Lösung: Fußgänger müssen Gehwege nur benutzen, wenn diese für den hier üblichen Fußverkehr ausreichend breiten begehbaren Raum bieten und sicher begehbar sind (ausreichende Beleuchtung, keine gefährdenden Schäden, Pfützen, Schnee und Eis. Rollstuhlfahrer müssen nur Gehwege benutzen, wenn sie auf ihrem Weg abgesenkte Bordsteinkanten haben). Wo eine dieser Bedingungen nicht erfüllt ist, dürfen Fußgänger parallele Fahrbahnen oder Radwege benutzen. Dabei müssen sie dem Fahrverkehr möglichst viel Raum lassen und das Mögliche dafür tun, dass sie für Fahrende gut zu sehen sind.	
Die Neuregelung soll Fußgängern mehr Freiheit geben und auf die Gemeinden Druck ausüben, sich um die Gehwege mehr zu kümmern. Dort, wo die bereits vorhandenen Gehwege zu schmal sind, muss das Gehen auf der Fahrbahn legalisiert werden (verkehrsberuhigter Bereich), also auch in Wohnstraßen.	
Weitergehender Alternativvorschlag: 
„Die Pflicht, Gehwege oder Radwege zu nutzen und damit das Fahrbahnverbot muss weg. Autofahrer sollten wissen, dass sie jederzeit mit "wild" wechselnden Lebewesen zu rechnen haben. Dann wird sich vorsichtig bewegt.“
Einwand gegen den Alternativvorschlag: „Gar keine Benutzungspflicht“ kann bedeuten, dass Gehwege noch weniger gepflegt werden. Siehe das Schicksal vieler Radwege, nachdem 1997 die Benutzungspflicht aufgehoben wurde.
Zusatzvorschlag
„Auch für radfahrende Kinder unter 8 Jahren kann die Benutzungspflicht auf diejenigen Gehwege beschränkt werden, die für sie sicher befahrbar sind.“

Kennzeichnung begehbarer Fahrbahnen
Problem: Fahrende sollen möglichst auf Fußgänger vorbereitet sein. Möglich wäre Zeichen 133. Das allerdings weist i.d.R. eher auf kreuzenden/punktuellen Fußverkehr hin.
Lösung: Neues Zeichen „Fußgänger nutzen Fahrbahn“. Bei stärkerem Fuß- oder Fahrverkehr ist der Fußverkehr zusätzlich zu sichern, z.B. durch Park- oder Halteverbote und/oder abmarkierte Gehstreifen, auf denen nicht gefahren oder geparkt werden darf.
Zusatzvorschlag:
„Vz. 259 Erwachsene Menschen Vz. 254 Fahrräder Vz. 258 Pferd mit Reiter verbieten den Genannten die Benutzung. Hier sollte die Möglichkeit geschaffen werden, das Zusatzschild "Anlieger frei" aufzustellen. Dann dürfen alle die Straße nutzen.“
Pflichten für den Fahrverkehr	
Problem: Auch wenn Fußgänger legal die Fahrbahn benutzen, betrachten und behandeln Fahrende sie ggf. als störende Fremdkörper, die keine Rücksicht verdienen.
Lösung: Explizite, mit hohem Bußgeld bewehrte Vorschrift: Wo Fußgänger sich auf der Fahrbahn befinden oder wo mit ihnen erkennbar zu rechnen ist (z.B. Zeichen Z 133, vor Schulen oder an Baustellen), müssen Fahrende ihre Fahrweise dem anpassen.	

3. Abstand von Fußgängern beim Passieren und Überholen (Rad und Kfz)
Problem: Der Schutz von überholten und begegnenden Fußgängern ist nur in Allgemeinvorschriften (andere nicht gefährden, Geschwindigkeit anpassen) geregelt, aber nicht explizit und genauer.
Lösung: Wer mit einem Fahrzeug auf einem baulich nicht getrennten Weg Fußgänger überholen oder passieren will, muss Abstand und Tempo auf die Empfindlichkeit und Bewegungsweise von Fußgänger einstellen. Insbesondere bei Fußgängern mit schwer absehbarem Verhalten oder mutmaßlich langsamer Reaktion müssen Fahrer bereit zum Anhalten oder Ausweichen sein, etwa bei Kindern, Sehbehinderten und allen Personen, deren Aufmerksamkeit nicht erkennbar den Fahrenden und ihren Fahrzeugen gilt. 

4. Sprachfrage: „Queren“ oder „Kreuzen“?
Sprachliches Problem:
„Wenn sich Wege kreuzen, spricht man von Kreuzung. Im Allgemeinen hat man das Bild von einer Auto-Kreuzung vor Augen. Lösung: Das Wort (Fuß)Querungsanlagen würde ich durch Fuß-Kreuzung ersetzen. Das entspricht m.E. dem Gleichheitsprinzip. Überqueren tut man Flüsse und Berge. Da geht man drüber hinweg. Auf der Straße kreuze ich aber den Weg eines anderen.“
Einwand: Für sich genommen trifft es „kreuzen“ in der Tat besser als „queren“, und „Kreuzung“ ist ein gängiges, „Querung“ dagegen ein technokratisch klingendes Wort. IDarum habe ch (R.S.) es im Text ausprobiert. Das Problem: Der Begriff „Kreuzung“ wird gerade in unserem Kontext mit der Straßenkreuzung besetzt – einem Ort, an dem sich viele Wege kreuzen und queren. Verwenden wir die „Kreuzung“ auch für die bisherige „Querung“, dann verwirrt das – wir hätten dann lauter Kreuzungen an der Kreuzung. Darum bin seufzend zurück zur Querung gekommen.
 
Grundproblem: Querungen von Geh- und Fahrwege bedeuten heute für den Fußverkehr die größten Gefahren, Hindernisse
4.2. Ampelschaltungen: In RiLSA oder VwV-StVO festlegen?
Vorschlag: Aus Fußgängersicht muss die „Ampel-Wende“ verbindlich und geh-freundlich in der VwV-StVO gelöst werden: 	
Einwand: „Die RiLSA dürfte in fast allen Bundesländern verbindlich eingeführt worden sein.“

5. Grünzeiten für Fußgänger – wie berechnen?
Problem: Ampelschaltungen sind heute fast stets vom Fahrbahnverkehr aus gedacht; er soll mit maximaler Kapazität und höchstmöglichem Tempo (grüne Wellen) abgewickelt werden. Fußgänger-Schaltungen sind ein Abfallprodukt davon und für Fußgänger ungünstig: Fußgänger-Grün wird oft erst nach langer Wartezeit, nur kurz und zudem konfliktträchtige zugleich mit Grün für abbiegende Fahrzeuge gegeben. Die VwW zur StVO § 47 regelt zwar Ampelfragen detailliert in 2191 Wörtern, definiert aber keine Minimalstandards aus Sicht von Fußgängern. Das unternimmt nur die nicht amtliche RILSA (Richtlinie für Lichtsignalanlagen) der Forschungsgesellschaft für das Straßen- und Verkehrswesen. Auch ihre Angaben zu Grünzeiten und Fußgängersicherheit sind unzureichend.	
Lösung: Aus Fußgängersicht muss die „Ampel-Wende“ verbindlich und geh-freundlich in der VwV-StVO gelöst werden: 	
(Einwand: Die RiLSA dürfte in fast allen Bundesländern verbindlich eingeführt worden sein.)
Ampeln sind grundsätzlich konfliktfrei zu schalten. Ausnahmen müssen begründet und die Fußgängerfurten dann zusätzlich gesichert werden (etwa durch Zebrastreifen, Einengungen oder Blitzer, die das Schritttempo der einbiegenden Fahrzeuge überwachen). Wo eine konfliktfreie Schaltung nicht möglich ist, geht Sicherheit vor „Flüssigkeit“. Wo Fußgänger und einbiegende Fahrzeuge zugleich Grün haben, erhalten Fußgänger es stets eher; Fahrer sehen sie beim Einbiegen besser.

Die Grünzeit ist so lang, dass die die Fahrbahn mit Geh-Tempo 1,2 m/s bei Grün überquert werden kann. Die Räumzeit ist so bemessen, dass beim Losgehen kurz vor Rot die Fahrbahn mit Tempo 1 m/s gequert werden kann, bevor Fahrzeuge Grün erhalten.	
Einwand/Alternativvorschlag
„Die Frage, was ausreichend ist, ist spannend, ich tendiere zu etwas wie Mindestgrün = „mindestens Querung von 2/3 der Furt bei 1,0 (oder 0,8) m/s“ (derzeit: mind. 1/2 der Furt bei 1,2 m/s: in Berlin werden m.W. die 2/3 bereits angewendet). Dabei sollte für die Berechnung der Mindestgrünzeit und der Räumzeit unterschiedliche Gehgeschwindigkeiten angesetzt werden, da eine niedrigere Räumgeschwindigkeit zu kürzeren Grünphasen (durch das eher notwendige Grünende) führt.“
Lösungsvorschlag 2: Die Rotzeit für Fußgänger an Ampeln beträgt maximal 45 Sekunden. An „Bettelampeln“ bekommen Fußgänger entweder sofort oder spätestens 45 Sekunden nach dem letzten Grün erneut Grün. 	
Einwand:
„Eine konkrete Wartezeit an LSA für Fußgänger in der StVO erscheint mir dort zu detailliert:“
Warten auf der Mittelinsel statt Grüner Welle für Fußgänger
Lösungsvorschlag:
Ampeln sind so zu schalten, dass die Fahrbahnen in einem Zug von Bordstein zu Bordstein ohne Wartezeit auf einer Mittelinsel überquert werden können.
Einwand hiergegen:
„Möglicherweise gibt es hier Probleme mit konfliktfrei geschalteten Ampeln, wenn diese nicht als Rundumgrün, sondern mit separater Abbiegephase ausgelegt werden, was meines Wissens bei größeren Ampelanlagen die einzige sinnvolle Möglichkeit für Konfliktfreiheit ist.“
(weiter im Text:)
 „Grüne Wellen“ für Fahrzeuge dürfen nicht Wartezeiten für Fußgänger verlängern.	
Wo Ampeln an Kreuzungen und Einmündungen stehen, sind überall auch Fußgängerampeln anzubringen, wo es Gehwege gibt. Die heute oft erzwungenen Umwege über zwei bis drei Ampeln sind unzulässig.	

7. Ampeln: Rot-Tabu für alle oder keinen?
Hier ist für FUSS e.V. eine Grundsatzentscheidung fällig. Die Alternativen: 
Wir wollen zurück zum Rot-Tabu für alle – es gibt keinen Blech-Grünpfeil 
Wenn schon Grünpfeile (einer seit 25 Jahren, der nächste für Radfahrer wohl bald), dann auch entsprechendes legales Rotgehen: Fußgänger dürfen bei Rot über die Fahrbahn, wenn sich kein Fahrzeug nähert.
Statements für a)
„"Rot heißt stoppen": Hier sollte man möglicherweise den Grünpfeil für Radfahrer (wie er derzeit diskutiert wird) auch nochmal explizit ablehnen.“

I“ch halte b) nicht für erstrebenswert. Menschen mit Behinderungen haben hier nach wie vor keine Möglichkeit die Fahrbahn sicher zu queren. Sich das mit einem in meinen Augen fragwürdigen Vorrecht für die Leute, die fit sind, zu erkaufen, halte ich nicht für sinnvoll. Vorschlag: Alle Einsatzbedingungen für den Grünpfeil, wie sie in der Broschüre von Peter und Arndt zu finden sind, werden rechtlich verbindlich. Ein komplettes Verbot des Grünpfeils würde ich trotzdem vorziehen.“
Statements für b)

„Variante a bekommen wir sowieso nicht durch. b hat auch den Charme, dass es keine „dagegen“-Position ist, aber trotzdem Leute dazu bringen kann, über den (Un)Sinn der Regelungen nachzudenken. Für Fußgänger-LSA wäre das im Prinzip die Forderung nach Alles-Dunkel-Anlagen als Standard. Ich bin dafür, dass es erwachsenen Fußgängern überlassen sein soll, ob sie bei Rot über die Straße gehen können oder nicht. Aufpassen muss man immer. Unbedingt das Rot-Geh-Tabu für Zu-Fuß-Gehende aufheben. Erstens aus Gerechtigkeitsgründen und: Bestes Beispiel wie es funktioniert ist Paris. Da gibt es die Kombi Zebrastreifen/Fußgängerampel, Zu-Fuß-Gehenden dürfen eigentlich immer. Wo Zu-Fuß-Gehenden mehr Rechte eingeräumt werden, verlangsamt sich der andere Verkehr und die anderen Verkehrsteilnehmer müssen vorsichtiger sein. „
Neutrales/unentschiedenes Statement
„Auch wenn wir den Grünpfeil für Radler nicht verhindern können, sollten wir uns entschieden dagegen aussprechen. Ob das Rotgehen von Fußgänger*innen eine prickelnde Forderung ist, weiß ich nicht. Müsste man diskutieren. Vielleicht sollten wir fordern, dass es nicht mehr geahndet wird.“
Vorschlag für alle Blechpfeile
Gezeichnete, nicht leuchtende Grünpfeile, die Fahrzeugen das Rechtsabbiegen auch bei Rot erlauben, sind nur zulässig, wenn nach dem Abbieger keine Fußgängerfurt kommt.
Statement zum Rad-Grünpfeil
„Zum Rad-GP allgemein, ob grünes oder gelbes Schild, ob Abbiegen bei Rot ohne Schild oder mithilfe eines Zusatzsignals in der LSA: Ich bin dafür, dass wir erst einmal das Ergebnis des BASt-Pilotversuches abwarten, und dann Stellung beziehen.“

8. Regeltempo: 30 oder gleich 20?
Problem 8.1.: Regeltempo 50 ist zu hoch; die Gründe sind bekannt: Unfälle, Lärm, Abgase, erschwertes Queren von Fahrbahnen, für Fahrzeuge einn sehr ungleichmäßigen Verkehrs“fluss“ mit häufigem Beschleunigen und Bremsen.	
Lösung: Innerorts zulässige Höchstgeschwindigkeit Tempo 30. Tempo 50 nur als gestattete Ausnahme, wo Fußgänger geringen Kreuzungsbedarf haben und es keinen oder sehr wenig Radverkehr gibt.	

Anregung: „Bei Tempo 30 sollte man auch gleich noch eine Lücke in §3 der StVO schließen: Dort steht nämlich, dass innerorts das Limit nur für "Kraftfahrzeuge" gilt. Es sollte aber auch für Fahrradfahrer gelten.“
Anregung/Einwand: „Warum eigentlich 30? Bei 20 ergibt sich ein gleichmäßiger Fluss für fast alle Fahrzeuge. „
Einwand dagegen: sachlich richtig, politisch momentan noch utopisch. Erstmal 30 durchsetzen!
Problem 8.2.: Schritttempo wird heute nur von Gerichten und sehr unterschiedlich definiert. 
Lösung: Schritttempo wird als zügiges Fußgängertempo mit 6 km/h definiert.

[bookmark: _GoBack]9 a) KfZ-Parken am Fahrbahnrand	
Problem: Parken ist heute überall am Fahrbahnrand gestattet, wo es nicht ausdrücklich oder wegen Fahrbahn-Enge verboten ist. Kraftfahrzeuge dürfen dort ständig, Fahrräder aber nur bei Tageslicht oder nachts mit Beleuchtung abgestellt werden. Der Querungsbedarf des Fußverkehrs und Zugangsbedarf öffentlicher Institutionen (Müllabfuhr, Post, Feuerwehr usw.) wird meist ignoriert.
Lösung: Innerorts darf nur noch auf markierten Parkflächen geparkt werden. Kommunen können dann explizit festlegen, wo "am rechten Fahrbahnrand" geparkt werden darf und wo nicht. Das sorgt für mehr Klarheit. Der Eindruck ist nämlich, dass zahlreiche Autofahrer die Regeln für korrektes Parken schlicht nicht kennen. Für die hätte man dann eine viel einfachere Regel. Im Ausland wird das z.T. mit einfachen Farbmarkierungen der Bordsteinkante gekennzeichnet.
Damit nicht Kommunen zu autoparkerfreundlich ausweisen, legen Verwaltungsvorschriften fest: Parken darf nicht gestattet werden, wo dadurch die Zugänglichkeit zu Häusern für Fußgänger und zu Fuß von der Fahrbahn aus beeinträchtigt wird und wo Fußgänger mehr als geringen Querungsbedarf haben. Es darf nur so weit gestattet werden, wie die Sicherheit beim Queren nicht eingeschränkt wird (Sicht, Betreten und Verlassen der Fahrbahn). Die Gemeinden haben vor dem Zulassen des Parkens diese Nutzung stets mit andere Belangen abzuwägen: Bänke, Spielen, Grün, Gastronomie, und mehr. Der Parkraum am Fahrbahnrand ist so zu nutzen und zu gestalten, dass pro Quadratmeter eine möglichst große Zahl von Fahrzeugen abgestellt werden kann. D. h. kleine Fahrzeuge haben Vorrang vor großen.	
	
9 b) Abstellen von Fahrzeugen auf Gehwegen	
Problem 9.1: Legales und illegales, trotzdem geduldetes Gehweg-Parken
Lösung: Gehwege dürfen nicht von Kraftfahrzeugen als Parkplätze benutzt werden. Ausnahmen sind nur zulässig, wenn ein freier Geh-Bereich von mindestens 2,50 m Breite durchgehend erhalten bleibt und der beparkte Teil des Gehwegs baulich auf das Gewicht von Kraftfahrzeugen ausgelegt ist. Wo Gehwege illegal beparkt werden, haben die Gemeinden dies wirksam zu sanktionieren. Behaupteter Parkplatzbedarf ist keine Rechtfertigung, solches Parken zu dulden. 
Redaktioneller Hinweis: Da müssen wir Juristen fragen. Bei Ordnungswidrigkeiten gibt es sonst prinzipiell ein Ermessen, das würden wir hier durchbrechen. Evtl. Alternative dazu: Gefährdendes und behinderndes Parken wird Straftat. Harmloser als das heute strafbare Schwarzfahren im ÖV ist es ja nicht. Wichtig in jedem Fall: Es muss nicht ein bestimmter anderer Verkehrsteilnehmer konkret behindert oder gefährdet sein, sondern es reicht eine potenzielle Behinderung.
Problem 9.2.: Fahrräder und neuerdings E-Roller können beliebig auf den Gehwegen abgestellt werden, solange sie nicht behindern. Das ist aber nicht näher definiert und die Gemeinden können es nirgendwo ausschließen.	
Lösung: Das Abstellen von kleineren Zweirädern (Fahrräder, E-Kleinstfahrzeuge) auf Gehwegen ist zulässig, wenn die Wege weiterhin eine freie Breite von mehr als 2,50 m aufweisen und nach dem Abstellen behalten (in stark begangenen Straßen mehr), Hauseingänge, Erdgeschoss-Fenster, Außentreppen und Versorgungsklappen, Bordsteinkanten und insbesondere Überwege und ÖV-Haltestellen nicht zugestellt werden. Ihr Nutzer muss am Verkehr teilnehmen; die Fahrzeuge dürfen nicht dauerhaft unbewegt abgestellt sein und nicht zum Verleih angeboten werden. Die Kommunen können Sperrbereiche festlegen, in denen keine Fahrzeuge abgestellt werden dürfen. Auch zum Erreichen von Abstellflächen dürfen die Fahrzeuge auf Gehwegen nur geschoben oder getragen und nicht gefahren werden.
Problem 9.3. Leihfahrzeuge dürfen nach der Rechtsauffassung aller Städte außer Bremen auf Gehwegen überall angeboten und abgestellt werden. 
Lösung: Kommerzielles Anbieten von Fahrzeugen und deren Abstellen ist kein Gemeingebrauch, sondern Sondernutzung (Bremer Modell). Die Gemeinde kann Gebiete (auch das gesamte Gemeindegebiet) definieren, in denen Leihfahrzeuge nur auf ausgewiesenen Flächen abgestellt und angeboten werden dürfen. 
	
10. Vorrangiges Queren von Radwegen
Zunehmendes Problem: Fußgänger überqueren eine Fahrbahn an der FGÜ, wollen und müssen bei Rot die Fahrbahn verlassen, können es aber nicht, weil vor ihnen ein stark frequentierter, deshalb nicht überquerbarer Radweg mit Vorrang liegt. Die Fußgänger brauchen entweder Vorrang oder einen sicheren breiten Warteraum zwischen Fahrbahn und Radweg).	
Lösung: Fußgängerfurten quer zu Radwegen erhalten Fußgänger-Vorrang durch Zebrastreifen oder es gilt hier die Fahrbahn-Ampel auch dann, wenn der linke Rand des Radwegs bis zu zwei Metern rechts von der Ampel vorbeiführt. 
Einwand gegen das zweite:
„Straßenverkehrszeichen gelten für alle Verkehrsteilnehmer. Demzufolge können allgemeine (Auto-) Ampeln nicht nur auch Radfahrer, sondern auch Fußgänger treffen. Demzufolge müssen auch Fußgänger an den Ampeln bei Rot stehen bleiben. Eure Forderung würde dazu führen, dass Radfahrer nicht wie Autofahrer nur 1 Ampel zu befolgen hätten, sondern einmal die Autoampel und ca. 10 m weiter die Radfahrerampel.“

11. Verkehrsberuhigte Zonen, Shared Space, Begegnungszonen
Verkehrsflächen ohne oder mit eingeschränkter Separierung sind bei räumlicher Enge und/oder bei wenig Verkehr oft städtebaulich, sozial sowie für Fuß und Rad besser als herkömmliche separierte Straßen. Begegnungszonen sind rechtlich zu etablieren. Aber bei Nicht-Separierung kann es zwei Probleme geben:
Problem 1: „Alle Flächen für alle“ kann dazu führen, dass der Stärkere/der mit dem physischen Gerät sich durchsetzt und alle Teile der Fläche beansprucht. 
Problem 2: Die hier geforderte Kommunikation zwischen Verkehrsteilnehmern ist gerade vielen Fußgängern nicht oder nur eingeschränkt möglich: jüngeren Kindern, Alten, Seh- Hör- und geistig Behinderten, von anderen Dingen beanspruchten.
Gemeinsame Lösung: In den o.a. Bereichen ist stets dafür zu sorgen, dass sichere, ausreichend breite Räume/Wege zum Gehen vorhanden sind, in denen Fußgänger njcht von Dritten gefährdet oder behindert werden. Soweit diese Bereiche befahren werden dürfen, müssen stets die Fahrenden auf die Gehenden und Stehenden Rücksicht nehmen und ihr Verhalten entsprechend anpassen. 

12. Vorrang an Kreuzungen und Einmündungen
Problem 12.1.: In der VwV-StVO und in den Köpfen vieler Planer hat der ungestörte Fahrverkehr Vorrang. Gute Querungen, z.B. Zebrastreifen, werden durch Vorschriften teils mehr behindert als befördert. 	
Lösung: Sichere Querungsmöglichkeiten sind zu schaffen, wo Fußgänger sie regelmäßig nutzen oder häufig benötigen. Sie sollen auf ihren direkten Routen liegen, keine Umwege und allenfalls geringe Wartezeiten erzwingen. Sicheres Queren ist durch gebaute Infrastruktur und Regeln zu gewähren. Wo absehbar mehr Menschen gehen als fahren, sind Kreuzungsorte so zu bauen, dass Fahrende sich auf das Niveau der Gehenden hinauf begeben und dabei gebremst werden. Wo dies (noch) nicht der Fall ist, sind Zebrastreifen und ggf. tempomindernde Schwellen anzubringen. 
Problem 12.2.: Die Grundregel für das Queren in der StVO § 25 Abs.3 Satz 1 ist vom Fahrzeug her gedacht und erlegt es Fußgängern vor allem auf, den Fahrverkehr geringstmöglich zu stören: „Wer zu Fuß geht, hat Fahrbahnen unter Beachtung des Fahrzeugverkehrs zügig auf dem kürzesten Weg quer zur Fahrtrichtung zu überschreiten.“
Lösung: Sinngemäßer Inhalt „Fußgänger müssen Fahrbahnen entsprechend ihren individuellen Möglichkeiten zügig kreuzen, wenn sich Fahrzeuge nähern..“	
Problem 12.3.: StVO § 25 Abs.3 Satz 2 regelt: „Wenn die Verkehrsdichte, Fahrgeschwindigkeit, Sichtverhältnisse oder der Verkehrsablauf es erfordern, ist eine Fahrbahn nur an Kreuzungen oder Einmündungen, an Lichtzeichenanlagen innerhalb von Markierungen, an Fußgängerquerungshilfen oder auf Fußgängerüberwegen (Zeichen 293) zu überschreiten.“ Das dient angeblich der Sicherheit von Fußgänger. Doch sind die Orte, an denen sie queren sollen, oft wegen der vielen sich kreuzenden Verkehrsströme besonders unübersichtlich und unsicher. Und wo es auf einem längeren, stark befahrenen Abschnitt einer stark oder schnell befahrenen Straße keine Kreuzungen und Überwege gibt, ist Fußgänger der Gang zur anderen Straßenseite komplett verboten. 
Lösung: Der Satz wird vom Rad auf die Füße gestellt: Wo Querungsbedarf über Fahrbahnen besteht, verpflichtet die VwV StVO die Behörden, bei hoher Fahrzeugdichte oder -geschwindigkeit oder bei schlechten Sichtverhältnissen schärfere Tempolimits vorzusehen, Überwege oder andere Querungshilfen (siehe 6.1.) zu schaffen. Der Querungsstellen-Zwang wird aufgehoben. Ziel: Fahrbahnen sind so oft, sicher und komfortabel querbar zu machen, dass Fußgänger diese Infrastruktur freiwillig benutzen. Wo sie das nicht tun, sind nicht Fußgänger zu zwingen, sondern Behörden z.B. in der VwV-StVO. 
Problem 12.4.: StVO § 25 Abs.3 Satz 3 regelt: „Wird die Fahrbahn an Kreuzungen oder Einmündungen überschritten, sind dort vorhandene Fußgängerüberwege oder Markierungen an Lichtzeichenanlagen stets zu benutzen.“ Oft gibt es diese aber nicht an allen Einmündungen, was zu Wartezeiten und Umwegen zwingt.	
Lösung: „dort vorhandene“ wird sinngemäß ersetzt durch „in der Gehrichtung vorhandene“. Zudem schreibt die VwW-StVo sinngemäß vor: „Wo Gehwege auf Kreuzungen und Einmündungen zuführen oder dem Bedarf nach zuführen sollten, sind zwischen allen Gehwegen sichere Querungsmöglichkeiten zu schaffen.“
Problem 12.5.: Das Installieren von Zebrastreifen wird durch Vorschriften gehemmt: in Tempo-30-Zonen, Verbot der Kombination von Zebrastreifen und Ampeln, hoher baulich-technischer Aufwand. Ggf. wäre der Aspekt „Sicherheit“ noch zu ergänzen: Auch durchgängige Gehrouten oder Fußwegnetze können FGÜ sinnvoll machen.
Lösung: Zebrastreifen können überall angebracht werden, wo das die Sicherheit des Fußverkehrs erhöht, selbstverständlich auch in Tempo-30-Gebieten. Die überregulierte Ausführungsvorschrift wird allgemeiner und lautet sinngemäß: „Die Erkennbarkeit des Zebrastreifens und die gegenseitige Sichtbarkeit von Fuß- und Fahrverkehr sind zu gewährleisten.“ In dichten Stadtgebieten braucht es eine dichte Abfolge von Zebrastreifen (Vorbild Paris).
Zebrastreifen können mit Ampeln kombiniert werden, etwa zur Sicherung des Kreuzens von Radwegen. An Zebrastreifen sind die Gehwege bis zu Fahrbahnkante vorzuziehen oder es ist eine zehn Meter lange Halteverbotszone vorzusehen. An den Zu- bzw. Ausfahrten von Kreisverkehren mit Fußverkehr in der Umgebung gibt es stets Zebrastreifen, ebenso an nicht anders gesicherten „freien Abbiegern“.
Problem 12.6.: Abbiegende Fahrzeuge an Kreuzungen und Einmündungen sind die größte Gefahrenquelle für Fußgänger. Im „Abbiege-Paragrafen“ 9 StVO Abs. 3 heißt es zwar: „Auf zu Fuß Gehende ist besondere Rücksicht zu nehmen wenn nötig, ist zu warten..“ Aber das erste ist zu unspezifisch. Und wenn Fahrer beim Abbiegen die Fußgänger sehen, sind sie oft schon zu schnell. 	
Lösung: Rechts abbiegende LKW sollen nach dem Referentenentwurf des Verkehrsministeriums zur StVO-Novelle vom August 2019 Schritttempo fahren. Dies ist die richtige Lösung für alle abbiegenden Fahrzeuge, da nur so bevorrechtigte Fußgänger sicher die Fahrbahn kreuzen können
Problem 12.7.: Bei „abknickender Vorfahrt“ haben Fußgänger Vorrang vor Fahrern, die der Vorfahrstraße folgen. Denen suggeriert aber das Schild „Vorfahrt“ das Gegenteil – ein gefährlicher Konfliktpunkt. Eine Sonderregelung (etwa hier ausnahmsweise genereller Vorrang der Fahrzeuge) ist nicht praxisgerecht. Denn um das zu wissen, müssten Fußgänger auf Vorfahrtsschilder für den Fahrverkehr achten, die ihnen ansonsten egal sein können. Die VwV zu § 42: regelt zum Thema: „Treten im Bereich von Kreuzungen oder Einmündungen mit abknickender Vorfahrt Konflikte mit dem Fußgängerverkehr auf, ist zum Schutz der Fußgänger das Überqueren der Fahrbahn durch geeignete Maßnahmen zu sichern, z. B. durch Lichtzeichenregelung für die Kreuzung oder Einmündung oder Geländer. Will sagen: Das Sicherheitsproblem wird aufwendig sowie häufig zu Lasten der Fußgänger gelöst, deren Weg z.T. mit Geländern unterbrochen und verlängert wird. 
Lösung: Wo das Abknick-Schild Vorrang der Fahrzeuge vor querenden Fußgängern suggerieren könnte, sind Maßnahmen vorzunehmen, die Fußgängern eine sichere und zügige Querung ermöglichen. (Unterlässt die Behörde das, dann darf sie keine abknickende Vorfahrt anordnen.)
Problem 12.8.: Queren von Radwegen . Die Niederlande oder auch Städte wie Münster zeigen: Wege mit dichtem Radverkehr sind nur schwer zu kreuzen, teils schwerer als Fahrbahnen mit schnelleren, aber weniger Motorfahrzeugen. Größte Probleme haben die Schwachen und Ängstlichen. 
Lösung 1: Zebrastreifen an allen für den Fußverkehr relevanten Radweg-Querungen. 
Lösung 2: Wo Fußgänger ihre Querungsabsicht anzeigen (Drauflosgehen oder Arm vorstrecken) müssen Radfahrer anhalten.

13. Komplexe Situationen
Fahrzeuge aus und in verschiedene Richtungen, dazu Fußgänger: Viele scheitern selbst bei langem Nachdenken an entsprechenden Zeichnungen in der Führerscheinprüfung. Erst recht unter Entscheidungsdruck auf der Straße und zu Fuß, womöglich in Unkenntnis der Fahrzeug-Vorfahrtsregeln. 

Weitere Themen 
Zu den folgenden Themen sind bisher keine unterschiedlichen Positionen bekannt. Wer hier eine abweichende vertreten möchte: bitte melden!

14. Weitere Sondernutzungen von Gehwegen	
Problem: Kommunen vergeben oft Sondernutzungen etwa für Handel und Gastronomie sehr großzügig – so dass z.B. in Berlin teils nur eine Restbreite von 80 cm bleibt. Und häufig nehmen die Berechtigten dann straflos noch mehr Raum in Anspruch.	
Lösung: Sondernutzungen von Gehwegen können nur gestattet werden, wenn dem hier üblichen Fußverkehr ausreichend Raum bleibt. Hierbei sind die EFA der FGSV zugrunde zu legen. Nimmt ein Sondernutzungsberechtigter mehr Raum in Anspruch als genehmigt, verliert er dieses Recht für die gesamte Fläche.	

15. Technische Infrastruktur	
Problem: Technische Fahrbahn- und Fahrzeug-Infrastruktur wie Leuchten, Masten, Schaltkästen, Parkuhren, Radargeräte, Ampelblitzer, Ladesäulen etc. wird heute meist auf dem Gehweg installiert und engt ihn ein.	
Lösung: Technische Infrastruktur wird in der Regel am Rand der Fahrbahn installiert. Auf dem Gehweg ist sie nur zulässig, wenn 1. die Benutzbarkeit der Fahrbahn stark eingeschränkt oder es für Fahrende gefährlich würde, und wenn 2. dem auf diesem Gehweg üblichen örtlichen Fußverkehr ausreichend Raum bleibt. Maßstab ist die EFA der FGSV.
	
16. Haltestellen	
Problem 16.1.: Straßenbahn-Haltestellen auf der Fahrbahn. Fahrzeuge müssen dahinter warten, aber die Vorschrift reicht nicht aus. 
Lösung: „Die der Tram folgenden Fahrzeuge sind ab dem Beginn des Fahrgastwechsels zum Anhalten verpflichtet. [Der Fahrgastwechsel beginnt schon vor dem Anhalten der Tram, weil Fahrgäste schon bei der Annäherung die Fahrbahn betreten.] Sie dürfen ihre Weiterfahrt erst beginnen, wenn der Fahrgastwechsel vollständig beendet ist. Steht das ÖV-Fahrzeug zu diesem Zeitpunkt noch, so darf nur mit Schrittgeschwindigkeit daran vorbeigefahren werden. [Der Fahrgastwechsel könnte erneut beginnen, z.B. wenn noch ein später Fahrgast kommt.]“

Problem 16.2.: Radweg über die Haltestelle. Derzeit widersprüchliche Situation: Radfahrer haben einerseits Vorrang. Andererseits müssen sie die gebotene Vorsicht walten lassen. Ein- und vor allem Aussteiger erkennen oft nicht, dass sie über einen Radweg müssen. Oder sie erkennen es, können aber nicht anders, wollen sie ein- oder aussteigen. Das alles führt zu vielen Konflikten. 
Lösung: Ein- und aussteigende Fahrgäste erhalten Vorrang vor Fahrverkehr zwischen ÖV-Fahrzeug und Gehweg. Radfahrer müssen vor Haltestellen warten, wenn ihr Weg über die Haltestelle oder zwischen Haltestelle und Gehweg verläuft. Bus/Bahn die Haltstelle anfährt und mit Aus- und Einsteigern zu rechnen ist. Wenn ein- und ausgestiegen ist, aber die Fahrzeugtüren noch offen sind, dürfen Radfahrer nur im Schritttempo passieren.

Problem 16.3.: Fußgänger blockieren an der Haltestelle den Radweg.
Lösung: „Fußgänger dürfen den Radweg erst betreten, wenn der Bus/ Straßenbahn die Haltestelle erreichen. Nach dem Ein- oder Aussteigen müssen sie ihn entsprechend ihren Möglichkeiten zügig räumen (d.h. die alte Dame oder der Vater mit Kinderwagen darf länger brauchen).“

Problem 16.4.: Fahrgäste kommen von der anderen Straßenseite oder müssen nach dort, also die Fahrbahn überqueren. Oft haben sie die Wahl: sich gefährden oder Bus/Tram verpassen. 
Lösung: Omnibusse des Linienverkehrs und gekennzeichnete Schulbusse, die sich einer Haltestelle (Zeichen 224) nähern, die dort stehen und Warnblinklicht eingeschaltet haben, dürfen nicht überholt und in Gegenrichtung je nach lokalen Verhältnissen nur im Schritttempo oder gar nicht passiert werden. An erkennbaren Gefahrenstellen müssen die Verkehrsbehörden für geeignete Fußgänger-Sicherung sorgen. Fahrgästen ist das Queren der Fahrbahn unverzüglich zu ermöglichen, außer wenn eine Lichtzeichenanlage ein Frei-Signal gibt.“ 

Problem 16.5.: Vor allem außerhalb von Städten sind ÖV-Haltestellen teils nicht oder schlecht mit Gehwegen erschlossen.
Lösung: Wo Haltestellen nicht oder unzureichend auf Gehwegen erreichbar sind, hat die Verkehrsbehörde den Fußverkehr auf andere Weise zu sichern: Tempolimits, Warnschilder, markierte Fahrbahnbereiche etc. (vgl. 2 und 3 „Gehen auf Fahrbahnen“)
Problem 16.6.: (kein unmittelbares Fußverkehrsthema, aber häufige ÖV-Verzögerungen und -Konflikte).
Bus und Radfahrer fahren zugleich auf Haltestellenbereich zu. Bus muss entweder Radfahrer passieren lassen (Zeitverlust für viele Fahrgäste) oder dicht vor ihnen einscheren, was Radfahrer oft als behindernd oder gefährdend erleben. Lösung: Blinken Omnibussen des Linienverkehrs und Schulbusse rechts, müssen andere Fahrzeuge (auch Fahrräder) hinter ihnen bleiben und ihnen bevorrechtigtes Abbiegen und Anfahren von Haltestellen ermöglichen. 

17. Radwege	
Problem: Es existiert Gehbedarf auch an Stellen, an denen es nur Rad- aber keine Gehwege gibt. Solche Stellen dürfte es künftig vermehrt geben: BMVI und ADFC streben Radschnellwege an, die nicht betreten werden dürfen. Gibt es keinen gleich guten und kurzen Gehweg, werden Fußgänger von Wegen ausgesperrt und teils zu extremen Umwegen gezwungen – etwa wenn ein Radschnellweg exklusiv eine Brücke beansprucht.	
Lösung: Fußgänger dürfen Radwege (auch Radschnellwege) benutzen, wenn es keinen parallelen oder sonstwie adäquaten Gehweg gibt.	
	
18. Mischverkehr Fuß und Fahrrad	
Problem: Straßenverkehrsbehörden sehen die Freigabe von Gehwegen für das Fahrrad und die Anlage gemeinsamer Geh- und Radwege oft als bequeme Lösung, um die Fahrbahn Motorfahrzeugen vorzubehalten. Sie missachten die (rechtlich nicht verbindlichen) Ausschlusskriterien nach EFA 3.6 oder RASt Tab. 26. Das Problem verschärft sich durch die wachsende Zahl schneller (E-)Räder.	
Lösung in der VwV StVO: Die heutigen Ausschlusskriterien nach EFA 3.6 oder RASt Tab. 26 werden rechtlich verbindlich. Wo deshalb auf Gehwegen oder bisherigen „Mischwegen“ kein Radverkehr (mehr) zugelassen werden kann, muss die Verkehrsbehörde die Sicherheit des Radverkehrs auf andere Weise gewährleisten (sicherer Radweg auf der Fahrbahn, Tempolimit etc.)	

19. Baustellen und Engstellen	
Problem: Wo es eng wird, hat der Fahrbahnverkehr bei Verkehrsbehörden meist Priorität. Fußgänger und Radfahrer werden auf engstem Raum zusammengedrängt oder ihre Wege werden unterbrochen. 
Lösung: Wo an Baustellen und weiteren Engstellen mehrere Verkehrsmittel auf engem oder gemeinsamem Raum geführt werden, gilt der Grundsatz „Sicherheit vor Schnelligkeit und ,Flüssigkeit‘ “. Fußgänger, ungeschützte Zweiradfahrer und andere Verkehrsteilnehmer sind in absteigender Priorität zu schützen. Wo der Rad- den Fußverkehr gefährden könnte, müssen Radfahrer absteigen.	
Wo wegen besonderer Enge nicht alle Verkehrsmittel geführt werden können, hat die Aufrechterhaltung des Wegs für langsame, umweg-empfindliche sowie für öffentliche Verkehrsmittel Priorität.	
	
20. Sanktionen
Generelle Probleme: Probleme: Bußen zu niedrig, zu wenig Kontrollen, Ermessen der Ordnungsbehörden oft zugunsten der Fahrer ausgelegt, nur indirekte Halterhaftung
20.1. Fahr-Verstöße
Problem: Verkehrsverstößen insbesondere zu Lasten von Fußgängern werden zu selten geahndet; die Sanktionen sind viel zu schwach. Dies gilt für viele konkrete Verstöße und gegen generelle Gebote – etwa § 3 Abs. 2a StVO, der in Alltag und Rechtsprechung wenig respektiert wird: „Wer ein Fahrzeug führt, muss sich gegenüber Kindern, hilfsbedürftigen und älteren Menschen, insbesondere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit und durch Bremsbereitschaft, so verhalten, dass eine Gefährdung dieser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist.“
Lösung: Bußgelder werden üblichen europäischen Standards angepasst sowie nach Schweregrad (Gefährdung, Behinderung, Infrastruktur-Schaden) des jeweiligen Verstoßes gestaffelt. Für den ungestörten, sicheren Gebrauch des Gehwegs als Basis-Infrastruktur wird dessen Schwarznutzung mindestens in gleicher Höhe belangt wie das Schwarzfahren in öffentlichen Verkehrsmitteln. 	
§ 3 Abs. 2a StVO wir erweitert: „Wer ein Fahrzeug führt, muss sich gegenüber ungeschützten Verkehrsteilnehmern…“ Riskiert jemand durch sein Verkehrsverhalten Schäden an Leib und Leben anderer, ist dies künftig keine Ordnungswidrigkeit, sondern in jedem Fall eine Straftat. Das Einziehen von Fahrzeugen und Führerscheinen wird erleichtert.
20.2. Halterhaftung
Problem: Für Parkverstöße gibt es bisher nur eine „indirekte“ Halterhaftung: Wenn die Person, die den Verstoß begangen hat, nicht ermittelt werden kann, bekommt der Halter die Kosten des Verfahrens aufgebrummt – und die entsprechen in ihrer Größenordnung den Bußgeldern. Wenn die 100 Euro nur dann fällig werden, wenn der Fahrer ermittelt werden kann, sind sie witzlos – die Ermittlung eines Fahrers ist fast unmöglich. Bei einem höheren Bußgeld bestreitet einfach jeder, gefahren zu sein, und zahl weiterhin die 23,50 Gebühren für die Verfahrenseinstellung. Selbiges gilt natürlich erst recht für den Punkt im Zentralregister.

Lösung: Es braucht eine Regelung, die das Bußgeld vom Halter fordert, wenn der Fahrer nicht ermittelt werden kann (dass jeder Halter sowieso wissen muss, wer mit seinem Kfz fährt, versteht sich eigentlich von selbst, ist aber bisher nicht Grundlage des Bußgeldkataloges).


21. Unfälle: Verursacher- und Schuldanteil von Infrastruktur- und Fahrzeuganbietern und dritten Verkehrsteilnehmern
Problem: Unfallverursacher im rechtlichen und statistischen Sinn sind fast stets nur die direkt Beteiligten – auch bei unfallfördernd konstruierter Infrastruktur und Fahrzeugen
Lösung 1: Anforderungen an die Sicherheit und Fehlertoleranz von Fahrzeugen und Infrastruktur werden schärfer definiert.
Lösung 2: Bei Unfällen mit Personenschäden ist stets zu ermitteln, ob Eigenheiten der Infrastruktur (Straße, Signale, Umfeld einschließlich dort geparkter Fahrzeuge) oder Eigenheiten des Fahrzeugs (Sichtmöglichkeit, Beschleunigung etc.) das Fehlverhalten eines direkten Unfallverursachers gefördert haben. Ist dies kausal nachweisbar, gilt auch der indirekt Beteiligte als Unfall(mit-)verursacher (Beispiele: plötzlich auf die Fahrbahn schwenkender Radstreifen, Verletzungen verstärkender Kühlergrill, die Rundumsicht des Fahrers erschwerendes Auto-Design, sichtbehinderndes Falschparken). Ist dies nicht kausal nachweisbar, tritt aber an bestimmten Orten, bei bestimmter Infrastruktur-Konstellation (z.B. konfliktträchtige Ampelschaltungen) oder bestimmten Fahrzeugtypen gehäuft auf, haben deren Anbieter den Mangel abzustellen. Bis dahin sind entsprechende Orte bis zur Behebung des Mangels nur mit Sicherheitseinschränkung zu befahren oder zu sperren. Bestandsfahrzeugtypen mit unfallverursachenden Konstruktionsmerkmalen sind im Gebrauch zu beschränken (z.B. Tempo oder Einfahrtszonen (siehe 19.) und im Extremfall stillzulegen. 

22. Sicherheitszonen
Problem: Jedes Fahrzeug darf im Prinzip überall benutzt werden, es gibt zu wenige Beschränkungsmöglichkeiten
Lösung: Die Gemeinden können Sicherheitszonen definieren (z.B. Alt- und Innenstädte), in denen Fahrzeuge ab einer bestimmten Größe (ggf. differenzieren nach PKW und LKW) nicht oder nur eingeschränkt verkehren dürfen (ähnliches Modell wie heute die Umweltzonen). Wo andere Verkehrsteilnehmer wegen städtebaulicher Verhältnisse und/oder Infrastrkturmängel chronisch gefährdet und behindert werden, müssen die Gemeinden dies tun.

23. Leihen von Fahrzeugen ohne Führerscheinpflicht
Problem: Nutzer kennen oft Verkehrsregeln nicht oder ignorieren sie – am stärksten zu Lasten von Fußgängern: Fahren auf Gehwegen, in Fußgängerzonen und Grünanlagen, behinderndes Abstellen, Ignorieren von Fußgängerrechten an Kreuzungen, Einmündungen, Zebrastreifen etc., außerdem Regeln wie Mindestalter, Beschränkung von Personenzahl und Gewicht, Rechtsfahrgebot etc. 
Lösung: Es wird gefühlte Anonymität und vor allem E-Roller-Fahrern, das Spielzeug-Gefühl genommen: 
1. Wer leiht, muss (i.d.R. in der App) Name, Geburtsdatum sowie Nummer, Typ und Nationalität eines Personaldokuments angeben. 
2. Wer erstmals ein Fahrzeug leiht, muss ein Tutorial zu den wichtigsten Regeln durchlaufen und anschließend einen Multiple-Choice-Test zum Anklicken (z.B. zu Mindestalter, erlaubten und verbotenen Wegtypen, Vorfahrtsregeln und Fußgänger-Vorrechten, Abstellpflichten). Nur bei wenigen oder keinen Fehlern wird das Fahrzeug freigeschaltet. Bei späteren Leihvorgängen ist jeweils nur eine Frage zu beantworten. 

24. Thema auch mit Fußgänger-Bezug: Fahrzeug-Kategorien
Problem: Die bisherige Einteilung „Kfz – Fahrräder“ ist von der Realität überholt; die Grenzen verschwimmen. Fahrräder werden schneller und größer, unter Kfz fallen auch die kleineren, oft langsameren E-Roller.
Lösung: Es gibt neue Kategorien nach gewöhnlicher Geschwindigkeit und Größe, für die unterschiedliche Benutzungsrechte und –pflichten von Straßenbereiche, Park- und Abstellregeln usw. sowie die Pflichtausstattung der Fahrzeuge mit Steuerungs- und Aufzeichnungstechnik. Die Reihenfolge der Aufzählung geht bewusst von der langsamsten Kategorie:
Kategorie 1: Fahrzeuge mit Schritttempo
Maximalgeschwindigkeit 6 km/h, Benutzungsrechte und -pflichten wie Fußgänger (siehe oben unter 1 – 3). Wegen der Enge vieler Gehwege und der Missbrauchsgefahr auf Bedürftige beschränkt – „Krankenfahrstühle“ nach § 24 StVO, sowie auf Fahrräder von Kindern bis 10 Jahren.

Kategorie 2: Fahrzeuge bis 1 m Breite mit gewöhnlichem Tempo bis 25 km/h.
Fahrräder incl. E-Bikes, E-Roller und Vergleichbare. Nur Fahrzeuge mit Lenkstange! Radweg- und Fahrbahn-Recht. Behördenpflicht, auf von ihnen benutzten Fahrbahnen baulich oder regulatorisch für Sicherheit zu sorgen. 
Abstellen am Fahrbahnrand zulässig mit Einschränkungen (Kreuzungen, Einmündungen usw.) Abstell-Einrichtungen für diese Fahrzeuge sind in VwV-StVO bevorzugt vor Parkplätzen für breitere Fahrzeuge einzurichten. Abstellen auf Gehwegen, wenn mindestens 2,50 Breite freigehalten sind und auch Quer-Gehbeziehungen (z.B. zu Fahrbahnkreuzungen und Haltestellen) nicht behindert werden. Gehweg-Abstellorte dürfen nur schiebend erreicht werden.

Kategorie 3: Zweiräder mit gewöhnlichem Tempo über 25 km/h (S-Pedelecs, Mopeds, Motorräder etc.)
Nur Fahrbahn, kein Radweg, keine für Radfahrer zugelassenen sonstigen Wege und Flächen (Gehwege, Grün, Fußgängerzonen etc.).
Abstellen am Fahrbahnrand wie KfZ, nur Räder mit schlankem Rumpf (wie Pedelecs auf Rad-Abstellanlagen und Gehwegen.)

Kategorie 4: Fahrzeuge von 1 bis 2 m Breite (breitere Lastenräder, Rikschas, Motorräder mit Beiwagen etc., schmale PKW)
Fahren nur auf der Fahrbahn, nicht auf Rad- und schon gar nicht Gehwegen.
Parken nur am Fahrbahnrand und auf für solche Fahrzeuge zugelassenen Abstellanlagen
Kategorie 5: Fahrzeuge über 2 m Breite (LKWs, viele SUVs etc.)
Fahren wie Kategorie 4; die Gemeinden können Sperrzonen bestimmen.
Parken wie Kategorie 4, aber nur dort, wo Fahrzeuge über 2 m Breite explizit zugelassen sind. 


25. Fernstraßengesetz	
„Zu ändern wäre z. B. auch das Fernstraßengesetz, vor allem für klassifizierte Ortsdurchfahrten (Bundes-/Landessstraßen)
a) die Durchfahrtsfunktion nicht alleinig relevant, sondern auch die innerörtliche Funktion gleichwertig wird (Fuß-/Radverkehr, Aufenthalt)
b) der 'Verursacher' (=Kfz-Aufkommen) auch die Kosten zu tragen hat. So müsste die Kostenaufteilung fairerweise die Borde, Sicherheitsräume zur Fahrbahn und ggf. auch die Teile der Querungshilfen 'hinter den Borden' dem Baulastträger der Fahrbahn als Verursacher (=Kfz-Aufkommen) anlasten.
(die derzeitige Kostenaufteilung führt dazu, dass in Ortsdurchfahrten hohe Kosten für die Kommunen entstehen, weil 0,50 cm Sicherheitsraum + Bord gezahlt werden müssen und dann nur noch, wenn überhaupt, Geld für schmale Gehwege bleibt, auf die dann oft auch noch - StVO - widrig! der Radverkehr mit VZ 240 draufgequetscht wird).“

26. Baugesetzbuch
„Festsetzung ausreichender Flächen bereits auf B-Plan Ebene / städtebaul. Vertrag u.ä. mit verbindlicher Regelung im BauGB zu notwendigen Gehwegbreiten gem. EFA / aktuellem Regelwerk. Derzeit werden meist Verkehrsflächen festgesetzt, bei denen bewusst, aber regelwerkswidrig nur mit 1,50 m Gehwegbreite kalkuliert wird. 
Ebenso sind Barrierefreiheit mit durchlässigen Netze und Verbindungen für den Fuß-/Radverkehr zu angrenzenden Flächen nachzuweisen (denn ist dann erstmal erschlossen, ist es zu spät und dem Fußverkehr bleiben nur Restflächen und große Umwege).“

27. Sicherungs- und Aufzeichnungstechnik 
KfZ mit einer möglichen Höchstgeschwindigkeit über 50 km/h erhalten 
a) ISA (Intelligent Speed Assistant), dieser kann auf Straßen mit Geschwindigkeitsbeschränkung bis 50 km/h nicht ausgeschaltet werden
b) elektronische Notbremsen beim Auftauchen von Hindernissen und bei Anhalte- und Bremsgeboten (rote Ampel, Person/Objekt auf der Fahrbahn, eingeschränkte Sicht (Kurve, Regen, Nebel, Blendung usw)
c) Unfalldatenschreiber incl. Kamera

28. Typische Geschwindigkeit und Haftungsquote
Ist nach Unfällen der Hergang nicht rekonstruierbar und der Schuldanteil der Beteiligten nicht feststellbar, werden schon heute die Haftungsquoten nach der jeweiligen „Betriebsgefahr“ differenziert: Da Autos per se gefährlicher sind als z.B. Fußgänger, zahlt der Autofahrer oder seine Versicherung einen größeren Anteil der Kosten beider Unfallbeteiligter, z.B. 75 % für Behandlungskosten des Verletzten und fürs Ausbessern des Lackschadens am eigenen Fahrzeuge. 
Dies wird weiter differenziert, und zwar proportional nach typischer Geschwindigkeit der von den Unfallbeteiligten genutzten Verkehrsmittel im km/h:
Fußgänger	5 
Radfahrer ohne Hilfsmotor	15
E-Scooter	20
Räder mit gedrosseltem Hilfsmotor	25
S-Pedelecs	30 (realistisch?)
Andere KfZ	jeweils zulässige Höchstgeschwindigkeit
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Dieses Papier gibt den Arbeitsstand der FUSS 


–


 


Diskussion zum Projekt „Verkehrsrecht auf 


die Füße stellen“ im November 2019 wieder, redaktionell erstellt von Roland Stimpel. 


 


Zunächst vielen Dank an alle Beteiligten der Diskussion: 


C


hristian Fröhn,


 


Susanne Jallow, 


Peter Klemt, Gabriele Köpke, Stefan Lieb, Matthias Medicus, Andrea Rau, Katalin Saary, 


Angelika Schlansky, 


Ma


rkus


 


Schmidt, 


Arndt Schwab, Bernhard Seckinger, Bernd Sluka, 


Simon Stolz, Peter Struben, Sonja Tesch, Andreas Vondung, Ursula Walth


er


 


Ihre Statements bezogen sich auf die im September publizierte Erstfassung des Textes. 


Teilweise sind die Positionen konträr. Hier sind unterschiedliche Vorschläge und Meinungen 


in der Regel 1 zu 1 übernommen und gekennzeichnet mit „Diskussionsbedarf“, 


„Alternativvorschlag“, „Zusatzvorschlag oder ähnlich.


 


Den Diskussionsbedarf zeigen die 


Punkte 1 bis 13. Ihr Gliederung (nicht ihr Wortlaut) ist 


hier identisch mit der Gliederung im 


Beitrag „Straßen


-


Regeln auf die Füße gestellt“ in mobilogisch 4


-


2


019.


 


Weite


re Statements 


enthielten Korrekturen, Ergänzungen und Erweiterungen des Themas, zu 


denen es keine Gegenpositionen gab. Diese sind entweder in den Text der Erstfassung 


eingearbeitet oder als eigene Punkte 


aufgeführt


 


(hier Punkte 14 


–


 


26)


 


 


Alle Teilnehmenden


 


bitte ich um Verständnis, dass die Namen nicht explizit unten genannt 


sind. Dem hätten alle zustimmen müssen und es wäre teils schwierig geworden, bestimmte 


Textstellen bestimmten Menschen zuzuordnen. Wer wissen will, von wem ein bestimmter 


Text ist: bitt


e roland.stimpel@fuss


-


ev.de fragen


 


 


Einzelthemen


 


1. 


Wer darf noch auf Gehwege?


 


Problem: Bisher ist das E


xklusiv


r


echt der Fußgänger auf de


n


 


Gehweg lediglich negativ 


definiert (§ 


2


 


Abs.


1


 


StVO: „Fahrzeuge müssen die Fahrbahn benutzen.“) 


 


 


Lösung: 


Positiv


-


Formulierung klärt und stärkt die Priorität, sinngemäß: „Gehwege dienen 


dem Fußverkehr


 


und 


dürfen nicht befahren werden


. Ausnahmen:


 


„Krankenfahrstühle, 


Kinder 


bis 10 Jahren 


auf Fahrr


ädern, 


ggf. 


motorlose Tretroller und andere 


motorlose 


Kleinstfahrz


euge


 


sowie


 


auf Gehweg


-


Überfahrten


. Fußgänger haben stets Vorrang, gefahren 


werden darf nur im Schritttempo. 


 


Diskussionsbedarf: Was sagen wir zu lenker


-


 


und motorlosen Kleinstfahrzeugen: Tretrollern, 


Skateboards, Surfboards usw.? 


 


Pro


-


Standpunkt: Sie sind 


harmlos, gut beherrscht und tun nix


 


Kontra


-


Standpunkt: einem 100


-


Kilo


-


Surfer bergab in Stuttgart möchte man nicht begegnen


 


Mögliche Regel: Sie müssen jederzeit anhalten können, wo ein Fußgänger ist oder auftauchen 


könnten (z.B. aus Haustüren).


 


Hinweis: Abstellen und Parken 


am Fahrbahnrand und 


auf Gehwegen siehe 9.
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